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Liechtenstein h|ilt die Spitze 
Budget 1973 - Vergleich mit den Schweizer Kantonen 
Der Dokumentations- und Presse­
dienst, welcher von der Gesell­
schaft zur Förderung der schweize­
rischen Wirtschaft («wf») herausge­
geben wird, befasste sich in seiner 
Ausgabe vom 18. Dezember 1972 
(Nr. 51-52) in einer ausführlichen 
Untersuchung mit den Budgets der 
schweizerischen Kantone für das 
Jahr  1973. Die Zusammenstellung 
basiert jeweils auf dem Voran­
schlag für die Gesamtrechnung (or­
dentliche und ausserordentliche 
Rechnung zusammengenommen). 
Wie in Liechtenstein, so werden 
auch in verschiedenen Schweizer 
Kantonen die Bauvorhaben der  öf­
fentlichen Hand in einer ausseror­
dentlichen Rechnung geführt. Zu­
sammen mit der ordentlichen Rech­
nung (Verwaltungsrechnung) ergibt 
sich jeweils die Gesamtsituation 
der Staatshaushalte. 

Alle Kantonsvoranschläge defizitär 
Wie aus der Aufstellung des wf-Do-
kumentationsdienstes hervorgeht, 
sind die kantonalen Gesamtvoran­
schläge für 1973 ausnahmslos defi­
zitär. Die budgetierten Ausga­
benüberschüsse betragen für alle 
Schweizer Kantonhaushalte zusam­
men rund 1.35 Milliarden Franken. 
Im schweizerischen Durchschnitt 
werden im laufenden Jahr  rund 10 
Prozent der budgetierten Ausgaben 
in den Kantonen ungedeckt bleiben. 
Mit ungedeckten Ausgaben von 
drei Prozent steht der uns benach­

barte Kanton St. Gallen mit Ab­
stand am besten da/ Mit 17 Prozent 
ungedeckten Ausgäben hält der 
Kanton Zug die negative Spitze in 
der Schweiz. 
Vergleich mit Liechtenstein 
Ein Vergleich der  Finanzsituation 
in den schweizerischen Kantonen 
mit der Finanzlage ^unseres Landes 
ist nicht nur von der Sache her in­
teressant. J e  nach dem politischen 
Geschäft, das gerade zur Debatte 
steht, werden in unserem Parlament 
(und in den Berichten der Regie­
rung) immer wieder Vergleiche mit 
der Schweiz als ganzem oder mit 
einzelnen Kantonen angestellt. Das 
gleiche gilt auch für die Finanzpoli­
tik. Im Zusammenhang mit den stei­
genden Defiziten, die den liechten­
steinischen Staatshaushalt seit drei 
Jahren kennzeichnen, wurde und 
wird immer wieder die Schweiz als 
Beispiel angeführt. 

Für unsere Tabelle haben wil­
dem eingangs erwähnten Dökument 
des wf-Pressedienstes die Zahlen 
von fünf schweizerischen Kantonen 
entnommen und sie den offiziellen 
Zahlen des liechtensteinischen Vor­
anschlages für 1973: gegenüberge­
stellt. Wir haben dabei neben dem 
benachbarten Kanton St. Gallun 
vier Kantone ausgewählt, die hin­
sichtlich der Grösse ihres Haushal­
tes am ehesten mit Liechtenstein 
vergleichbar sind. Es handelt sich 
um die Kantone Glarus, Nidwaiden, 
Schwyz und Zug. 

Unser Land schlägt alle Rekorde 
Obwohl die schweizerische Situa­
tion im wf-Pressedienst als uner­
freulich kritisiert wird, weil die 
wachsenden Defizite «im Wider­
spruch mit den konjunkturpoliti­
schen Erfordernissen» der Schweiz 
stehen und vom Bund ein entspre­
chender «Druck auf das Ausgaben­
gebaren auf kommunaler und kan­
tonaler Ebene» gefordert wird, was 
neben der Sanierung der Haushalte 
«auch staatspolitisch heilsame Wir­
kung» haben könne,, stehen die 
Schweizer Kantone im Verhältnis 
zu Liechtenstein noch ganz gut da. 

Mit ungedeckten Ausgaben in 
der Höhe von  25 Prozent des Ge­
samthaushaltes liegen wir um 15 
Prozent höher als der schweizeri­
sche Durchschnitt und immer noch 
um 8 Prozent über dem ungünstig­
sten Schweizer Kantonsergebnis 
(Zug: 17 Prozent). 

• Noch nachdenklicher muss un­
sere Finanzsituation machen, wenn 
man das Gesamtdefizit auf die Ein­
wohnerzahl umlegt. Gemäss wf-Do-
kumentation beträgt das Defizit des 
Budgets 1973 im Kanton St. Gallen 
pro Kopf der Bevölkerung 51 Fran­
ken. Mit 433 Franken ist es in Zug 
arii höchsten. Liechtenstein steht 
mit einem budgetierten Defizit von 
1130 Franken pro Einwohner ein­
sam an der Spitze. 

Es soll hier nicht in Finanzdrama­
tik gemacht werden. Wir  meinen 

Gesamt- Gesamt- Gesamt­ Einwohner­ Gesamtdefizit Gesamtdefizit 
Kanton Einnahmen Ausgaben defizit zahl pro Kopf in Prozenten 

Millionen Millionen Millionen der Bevölkerung 

St. Gallen 663.4 683.0 19.6 , 385 000 sFr. 51 — ca. 3 
Glarus 92.2 100.5 8.3 ' 38 000 sFr. 217.— ca. 8 
Nidwaiden 80.0 87.7 7.7 26 000 sFr. 291.— ca. 9 
Schwyz 147.9 159.-7 11.8 93 000 sFr. 128.— ca. 7.5 
Zug 144.5 173.5 29.0 68 000 sFr. 433.— ca. 17 

Liechtenstein 78.04 103.00 24.9 22 000 sFr. 1130 — ca.  25 

Frauenstimm- und Wahlrecht 
Zur Volksabstimmung am 9. und 11. Februar 
In drei Wochen, am 9. bzw. 11. Fe­
bruar, findet die zweite Volksbefra­
gung über die Einführung des 
Frauenstimm- und Wahlrechtes in 
Liechtenstein statt. Viele Mitbür­
ger, vor allem unter den Befürwor­
tern des Frauenstimmrechtes, ver­
missen die vor  Volksabstimmungen 
sonst üblichen Stellungnahmen und 
Aufrufe in der Presse und von den 
Parteien. Allenthalben taucht auch 
schon die Frage auf, ob das «Volks­

blatt» und die FBP diesmal eine an­
dere Meinung vertreten als vor 
zwei Jahren? 

Damals hat  bekanntlich eine Ge­
setzesinitiative der FBP-Fraktion im 
Landtag dazu geführt, dass die 
Frage der politischen Gleichberech­
tigung unserer Mitbürgerinnen aus 
einer mehrjährigen Phase der rei­
nen Diskussion in das Stadium der 
Entscheidung gedrängt wurde. 
Nach anfänglichen (formalen) Vor­

behalten stellte sich in der Folge 
dann auch die VU positiv zur 
Frauenstimmrechtsvorlage. 

Die FBP-Landespartei führte in 
allen Ortsgruppen Informationsver­
sammlungen durch, an welchen für 
die JA-Parole eingetreten wurde. 
Alle Zeitungen des Landes warben 
über Wochen intensiv für das 
Frauenstimmrecht. In der ersten 
Volksabstimmung am 28. Februar 
1971 wurde die Vorlage dann auch 
nur  ganz knapp verworfen. 

Nach einer gemeinsamen Geset­
zesinitiative aller Abgeordneten 
des Parlamentes gelangt die Frage 
der Einführung des Frauenstimm­
rechtes nun erneut zur Volksab­
stimmung. 

FBP: Positive Haltung bekräftigt 
1 Anlässlich der  Verabschiedung des 
Verfassungsgesetzes im Landtag 
gab FBP-Fraktionssprecher Dr. Pe­
ter Marxer eine Erklärung ab, in 
der er die seit jeher positive Hal­
tung der FBP zum Frauenstimm­
recht erneut bekräftigte. Im ähnli­
chen, befürwortenden Sinne traten 
auch der Sprecher der VU-Fraktion 

• und weitere Abgeordnete aus bei-
(Fortsetzung Seite 2) 

aber, dass der Vergleich mit den 
Zahlen der schweizerischen Kan­
tonshaushalte zu denken gibt. Wir 
dürfen dabei nicht übersehen, dass 
unser Land im Gegensatz zu den 
schweizerischen Kantonen keinen 
Bund hinter sich weiss. Wir  stehen 
letzten Endes allein da und werden 
nach dem bewertet, was wir selbst 
aufzubringen in der Lage sind. 

Keinerlei 
Rücksichten 
Wer mit der Minderheitspartei unse­
res Landes sympathisiert und dies 
auch zeigt, muss künftig mit öffent­
licher Diskriminierung rechnen. Die 
Vaterländische Union, die nach dem 
Wahierfolg vom Februar 1970 nun 
die totale Macht im Staate anstrebt 
(Erklärtes Wahlziel für 1974:10 Man­
date und die Alleinregierung), 
kennt dabei keine Rücksichten. S o  
lässt sie in ihrem Parteiorgan («Va­
terland» vom 18. Januar 1973 — 
Beilage Seite 9) schreiben, der neu­
ernannte Fürstliche Kabinettsdirek­
tor Robert Allgäuer, der sein Amt 
offiziell im Juni dieses  Jahres an­
treten wird, könne «kein echtes  
Bindeglied zwischen. Regierung und 
Landesfürst darstellen», weil er 
früher als Land&sblblloiHekar «ein­
deutig parteipolitisch und weltan­
schaulich orientiert» gewe^eti «ei. 
Weiter heisst e s  u .a .  wörtlich: 
«Sein früheres Engagement aber 
passt nicht leicht zur neuen Stelle, 
umso mehr als er (in einem Inter­
view mit der Zürcher «Weltwo­
che») erklärt, er werde als Kabi­
nettsdirektor streng neutral blei­
ben. Diese Superlative Betonung hat 
eben ihre Widerhaken. Niemand 
erwartet und glaubt, dass  eine s o  
profilierte Persönlichkeit plötzlich 
ihre Meinung und ihr Verhalten 
derart verändern kann — Mit 
anderen Worten: nur wer rot ist, 
darf in Liechtenstein künftighin 
noch als guter Mann gelten. S e c h s  
Monate vor er sein Amt ausübt, 
wird dem neuen Kabinettsdirektor 
schon das Vertrauen entzogen. 
Ohne ihm auch nur eine kurze Zeit­
spanne der Bewährung zu lassen, 
wird ihm ausgerechnet seine Aeus-
serung, dass er parteipolitisch 
streng neutral bleibe, ins Gegenteil 
verkehrt und er selbst als unglaub­
würdig abgestempelt. — S o  sollte 
man mit einem jungen Liechtenstei­
ner nicht verfahren, der das Ver­
trauen d e s  Fürsten geniesst und als 
erster Mitbürger in die sehr wichti­
g e  Funktion des  Kabinettsdirektors 
berufen wird. Bevor man jemanden 
kritisiert, sollte man abwarten, bis 
er wirklich Anlass zu berechtigter 
Kritik gibt. Es ist aber weder fair 
noch freundlich, wenn man jeman­
dem von vorneherein jede Chance 
versagt, nur weil er kein rotes Par­
teiabzeichen trägt. 


